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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Bundeskabinett bringt Jahressteuergesetz 2022, die temporäre 
Absenkung der Umsatzsteuer auf Gaslieferungen und die Verlängerung 
Spitzenausgleich auf den Weg 

Das Bundeskabinett hat am 14. September 2022 den Entwurf eines 
Jahressteuergesetzes 2022, eine Formulierungshilfe für einen Gesetzentwurf zur 
temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über das 
Erdgasnetz und einen Gesetzentwurf zu Änderungen im Energie- und 
Stromsteuergesetz-Spitzenausgleich beschlossen. 

Zu den Maßnahmen im Einzelnen: 

1. Jahressteuergesetz 2022 (zum RefE siehe unseren Blogbeitrag) 

Vorbereitung eines direkten Auszahlungsweges für künftige öffentliche 
Leistungen unter Nutzung der steuerlichen Identifikationsnummer 

In der Abgabenordnung wird eine Rechtsgrundlage geschaffen, um einen 
direkten Auszahlungsweg unter Nutzung der steuerlichen Identifikationsnummer 
aufzubauen. Hierdurch soll eine bürokratiearme und zugleich betrugssichere 
Möglichkeit entstehen, künftige öffentliche Leistungen (wie z.B. das Klimageld) 
auf Grundlage der in der IdNr-Datenbank enthaltenen Daten direkt an die 
Bürgerinnen und Bürger auszuzahlen. 

Konkret wird nun in § 139b der Abgabenordnung eine rechtliche Grundlage für die 
Speicherung einer Kontoverbindung (IBAN) aller in Deutschland gemeldeter 
Bürgerinnen und Bürger in der IdNr-Datenbank für die Auszahlung künftiger 
öffentlicher Leistungen geschaffen. Die in der IdNr-Datenbank 
gespeicherte IBAN unterliegt dabei einer engen Zweckbindung. 

Entfristung der SOG. Homeoffice-Pauschale und weitere Modernisierung 
der Regelungen zum häuslichen Arbeitszimmer 

Die steuerliche Geltendmachung von Aufwendungen für das Arbeiten von zu 
Hause soll zukünftig vereinfacht und vereinheitlicht sowie an die vielseitige 
Nutzung des Homeoffice angepasst werden. 

Die sog. Homeoffice-Pauschale in Höhe von 5 Euro pro Tag wird dauerhaft 
entfristet und der maximale Abzugsbetrag von 600 Euro auf 1.000 Euro pro Jahr 
angehoben. Ihr Abzug ist unabhängig davon möglich, ob die Tätigkeit in einer 
Arbeitsecke oder im häuslichen Arbeitszimmer erfolgt und unabhängig davon, ob 
es der Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit ist oder ein anderer Arbeitsplatz 
existiert. 

 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233024/bmf-entwurf-eines-jahressteuergesetzes-2022-jstg-2022/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/A/001_Abgabenordnung.html?view=renderHelp
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/E/euro.html?view=renderHelp


3 

Anhebung des linearen AfA-Satzes für die Abschreibung von 
Wohngebäuden auf 3 Prozent 

Der jährliche lineare AfA-Satz für nach dem 30. Juni 2023 fertiggestellte 
Gebäude, die Wohnzwecken dienen, wird von 2 auf 3 Prozent der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten angehoben und damit der Abschreibungszeitraum von 
bisher 50 auf 33 Jahre verkürzt. 

Vollständiger Sonderausgabenabzug für Altersvorsorgeaufwendungen ab 
2023 

Der bisher erst für das Jahr 2025 vorgesehene vollständige 
Sonderausgabenabzug für Altersvorsorgeaufwendungen wird wie im 
Koalitionsvertrag vorgesehen bereits auf das Jahr 2023 vorgezogen. Die 
vollständige Abzugsfähigkeit ab dem Jahr 2023 hat zur Folge, dass sich die als 
Sonderausgaben abzugsfähigen Altersvorsorgeaufwendungen im Vergleich zur 
bisherigen Rechtslage im Jahr 2023 um 4 Prozentpunkte und im Jahr 2024 um 2 
Prozentpunkte erhöhen.  

Erhöhung des Sparer-Pauschbetrags 

Der Sparer-Pauschbetrag wird ab dem Veranlagungszeitraum 2023 von 801 Euro 
auf 1.000 Euro für Alleinstehende und von 1.602 Euro auf 2.000 Euro für 
Ehegatten/Lebenspartner erhöht. Bereits erteilte Freistellungsauträge werden 
automatisch um knapp 25 Prozent erhöht.  

Anhebung des sog. „Ausbildungsfreibetrags“ 

Der Freibetrag zur Abgeltung des Sonderbedarfs eines auswärtig 
untergebrachten volljährigen Kindes in Berufsausbildung 
(sog. „Ausbildungsfreibetrag“) wird ab dem Veranlagungszeitraum 2023 von 924 
Euro auf 1.200 Euro je Kalenderjahr angehoben. 

Steuerfreistellung des Grundrentenzuschlages 

Es ist zudem die Steuerfreistellung des von den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung an berechtigte Rentnerinnen und Rentner ausgezahlten 
Grundrentenzuschlages vorgesehen. 

Maßnahmen zur Förderung des Ausbaus von Photovoltaikanlagen mit 
Wirkung zum 1. Januar 2023 

Steuerliche und bürokratische Hürden bei der Installation und dem Betrieb von 
Photovoltaikanlagen werden abgebaut. 

• Einführung einer Ertragsteuerbefreiung 
Es wird eine Ertragsteuerbefreiung für Einnahmen aus dem Betrieb 
von Photovoltaikanlagen bis zu einer Bruttonennleistung 
(lt. Marktstammdatenregister) von 30 kW auf Einfamilienhäusern 
und Gewerbeimmobilien bzw. 15 kW je Wohn- und Gewerbeeinheit 
bei übrigen, überwiegend zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden 
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(z.B. Mehrfamilienhäuser, gemischt genutzte Immobilien) 
eingeführt. 

• Erweiterung der Beratungsbefugnis von 
Lohnsteuerhilfevereinen 
Lohnsteuerhilfevereine sollen ihre Mitglieder künftig auch bei der 
Einkommensteuer beraten dürfen, wenn diese Photovoltaikanlagen 
mit einer installierten Leistung von bis zu 30 kW (peak) betreiben, 
die der o.g. Ertragsteuerbefreiung unterliegen. 

• Umsatzsteuer: Nullsteuersatz 
Für die Lieferung, den innergemeinschaftlichen Erwerb, die Einfuhr 
und die Installation von Photovoltaikanlagen und Stromspeichern 
soll in Zukunft ein umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz gelten, soweit 
es sich um eine Leistung an den Betreiber der Photovoltaikanlage 
handelt und die Anlage auf oder in der Nähe von Privatwohnungen, 
Wohnungen sowie öffentlichen und anderen Gebäuden, die für dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeiten genutzt werden, installiert wird.  

Umsetzung der Verpflichtung zur elektronischen Bereitstellung über 
Verwaltungsportale 

Darüber hinaus setzt die Bundesregierung die gesetzliche Verpflichtung von Bund 
und Ländern, Verwaltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale 
anzubieten, für den Bereich der Umsatzsteuer um. 

Aufhebung der Begrenzung des Spitzensteuersatzes auf 42 Prozent für die 
Gewinneinkünfte des Jahres 2007 

Zur Umsetzung der Vorgaben eines Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 
wird die Begrenzung des Spitzensteuersatzes auf 42 Prozent für die 
Gewinneinkünfte des Jahres 2007 rückwirkend aufgehoben. 

Verfahrensverbesserungen bei der Riester-Förderung 

Bei der Riester-Förderung werden Verfahrensverbesserungen vorgenommen; 
hierdurch wird Bürokratie abgebaut und die Bürgerfreundlichkeit erhöht. 

Weitgehende Abschaffung der Registerfallbesteuerung 

Im Anwendungsbereich beschränkt steuerpflichtiger Einkünfte wird die 
Registerfallbesteuerung, nach der bislang Einkünfte aus Rechteüberlassungen 
bereits dann entstehen, wenn das Recht in ein inländisches öffentliches Buch 
oder Register eingetragen ist, weitgehend für die Zukunft und in Drittlizenzfällen 
zudem rückwirkend abgeschafft. Gegenüber Steueroasen, die auf der 
sogenannten Schwarzen Liste der EU stehen, wird die Besteuerung 
aufrechterhalten. 

2. Temporäre Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen (zum 
Entwurf des BMF siehe unseren Blogbeitrag) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Umsatzsteuersatz auf die Lieferung von Gas 
über das Erdgasnetz vom 1. Oktober 2022 bis 31. März 2024 auf 7 Prozent zu 
senken.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233435/bmf-entwurf-eines-gesetzes-zur-temporaeren-senkung-des-umsatzsteuersatzes-auf-gaslieferungen-ueber-das-erdgasnetz/
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Damit wird der Beschluss des Koalitionsausschusses vom 3. September 2022, im 
Rahmen des dritten Entlastungspakets Maßnahmen zur Sicherung einer 
bezahlbaren Energieversorgung und zur Stärkung der Einkommen zu treffen, 
umgesetzt. 

Da die Gasumlage nur bei der Lieferung von Gas über das Erdgasnetz erhoben 
wird, unterliegen Lieferungen von Gas über andere Vertriebswege, wie z. 
B. Tankwagen oder Kartuschen, weiterhin dem regulären Umsatzsteuersatz. 

3. Verlängerung des Spitzenausgleich bei der Strom- und 
Energiesteuer (zum RefE siehe unseren Blogbeitrag) 

Der Spitzenausgleich bei der Strom- und der Energiesteuer wird um ein weiteres 
Jahr verlängert. Dies wurde vom Koalitionsausschuss am 3. September 2022 
beschlossen. 

Fundstelle 

BMF, Pressemitteilung vom 14. September 2022. 

BMF: Bundeskabinett verabschiedet Entwurf für ein 
Inflationsausgleichsgesetz 

Das Bundeskabinett hat am 14. September 2022 den Entwurf für ein 
Inflationsausgleichsgesetz verabschiedet. Es soll die mit der kalten Progression 
verbundenen schleichenden Steuererhöhungen vermeiden. 

Das Bundeskabinett hat am 14. September 2022 den von Bundesfinanzminister 
Christian Lindner vorgelegten Entwurf für ein Inflationsausgleichsgesetz (siehe 
unseren Blogbeitrag) verabschiedet. Es soll inflationsbedingte Mehrbelastungen 
ausgleichen, indem die Steuerlast an die Inflation angepasst wird. 

Geplante Anpassungen 

Der Entwurf für ein Inflationsausgleichsgesetz sieht im Einzelnen insbesondere 
folgende Änderungen vor: 

Höherer Grundfreibetrag: 

• Zum 1. Januar 2023 ist eine Anhebung um 285 Euro auf 10.632 
Euro vorgesehen. 

• Für 2024 ist eine weitere Anhebung um 300 Euro auf 10.932 
Euro vorgeschlagen. 

Kalte Progression: 

• Die sogenannten Tarifeckwerte werden entsprechend der 
erwarteten Inflation nach rechts verschoben. Das heißt, der 
Spitzensteuersatz soll 2023 bei 61.972 statt bisher 58.597 Euro 
greifen, 2024 soll er ab 63.515 Euro beginnen. 

Unterstützung von Familien: 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233468/bmf-entwurf-eines-gesetzes-zur-aenderung-des-energiesteuer-und-des-stromsteuergesetzes-zur-verlaengerung-des-sogenannten-spitzenausgleichs-spaverlg/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/E/012_Energiesteuer.html?view=renderHelp
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2022/09/2022-09-14-vereinfachungen-des-steuerrechts-und-weitere-entlastungen.html
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233444/bmf-referentenentwurf-eines-gesetzes-zum-ausgleich-der-inflation-durch-einen-fairen-einkommensteuertarif-sowie-zur-anpassung-weiterer-steuerlicher-regelungen-inflationsausgleichsgesetz-inflausg/
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• Der steuerliche Kinderfreibetrag wird für die Jahre 2022, 2023 
und 2024 angepasst und das Kindergeld wird für das erste, zweite 
und dritte Kind auf einheitlich 237 Euro pro Monat zum 1. Januar 
2023 angehoben. Die Erhöhung des Kindergeldes gilt auch für 
einkommensschwache Familien, welche keine Einkommensteuer 
zahlen. 

Anhebung des Unterhalthöchstbetrags: 

• Der Unterhalthöchstbetrag für 2022 wird von 9.984 Euro auf 10.347 
Euro angehoben. So können mehr Kosten, die etwa für 
Berufsausbildung oder Unterhalt für eine unterhaltberechtigte 
Person anfallen, steuerlich geltend gemacht werden. Zukünftige 
Anpassungen werden automatisiert. 

Beim Entwurf für ein Inflationsausgleichsgesetz wurden die Daten der 
Frühjahrsprojektion der Bundesregierung zu Grunde gelegt. Wenn der 
Progressionsbericht beziehungsweise die Daten der Herbstprojektion vorliegen, 
ist eine Anpassung im parlamentarischen Verfahren für ein 
Inflationsausgleichsgesetz möglich. 

Fundstelle 

BMF, Mitteilung vom 14. September 2022. 

BMF: Erklärung der G5 zu einer globalen effektiven Mindestbesteuerung 

Im Rahmen der informellen ECOFIN-Sitzung in Prag veröffentlichten die 
Finanzministerinnen und Finanzminister Frankreichs, Spaniens, Italiens, der 
Niederlande und Deutschlands eine gemeinsame Erklärung zur globalen 
effektiven Mindestbesteuerung ("Pillar 2"). 

In der Erklärung bekräftigen sie ihr verstärktes Engagement für eine rasche 
Umsetzung der globalen effektiven Mindestbesteuerung von Unternehmen. Auf 
der Ecofin-Tagung im Juni 2022 bekundeten 26 von 27 EU-Mitgliedstaaten ihre 
Bereitschaft, dieses Vorhaben umzusetzen, und erstes Ziel der G5 bleibe es, 
einen Konsens zu erzielen. 

Sollte in den nächsten Wochen keine Einstimmigkeit erzielt werden, sind die G5-
Regierungen entschlossen, ihrer Verpflichtung nachzukommen. Sie sind bereit, 
die globale effektive Mindestbesteuerung im Jahr 2023 und mit allen möglichen 
rechtlichen Mitteln umzusetzen.  

Weiterhin sind die G5 entschlossen, die Arbeiten zur besseren Umverteilung der 
Besteuerungsrechte aus den Gewinnen großer globaler multinationaler Konzerne 
("Pillar 1") mit dem Ziel abzuschließen, bis Mitte 2023 ein multilaterales 
Übereinkommen zu unterzeichnen. 

Fundstelle 

BMF, Mitteilung vom 09. September 2022.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Entlastungen/inflationsausgleichsgesetz.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/BEPS/g5-erklaerung-globale-effektive-mindestbesteuerung.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 15. September 2022 

 
 
 
Die Erhebung einer Anhörungsrüge durch einen Rechtsanwalt ist 
ab dem 01.01.2022 unzulässig, wenn sie nicht als elektronisches 
Dokument in der Form des § 52a FGO an den BFH übermittelt 
wird. Der Verstoß gegen § 52d FGO führt zur Unwirksamkeit des 
Antrags. Er gilt als nicht vorgenommen. 
 
Zum Beschluss 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tatsachen, aus denen sich nach Einschätzung des Gläubigers 
ergibt, dass der bereits zur Insolvenztabelle festgestellten 
Forderung eine Steuerstraftat des Schuldners zugrunde liegt, 
können gemäß § 177 Abs. 1 InsO nachträglich angemeldet 
werden. Das Finanzamt darf durch Feststellungsbescheid 
feststellen, dass ein Steuerpflichtiger im Zusammenhang mit 
Verbindlichkeiten aus einem Steuerschuldverhältnis wegen einer 
Steuerstraftat rechtskräftig verurteilt worden ist, wenn der 
Schuldner diesem Umstand isoliert widersprochen hat. 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Die Sperrwirkung des § 48 Abs. 4 Nr. 1 EStG greift auch dann ein, 
wenn der Leistungsempfänger i.S. des § 48 Abs. 1 Satz 1 EStG die 
Zahlungen an eine inaktive ausländische Domizilgesellschaft 
erbringt. Die durch § 48 Abs. 4 Nr. 1 EStG ausgelöste 
Ungleichbehandlung zwischen Bauleistungsempfängern und 
Auftraggebern von Leistungen aus anderen 
Dienstleistungssektoren verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG. 
 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Beschluss VIII S 3/22: 
Unzulässigkeit einer im 
Jahr 2022 lediglich per 
Telefax erhobenen 
Anhörungsrüge 
 
 
 
 
23. August 2022 

Urteil VII R 23/21: 
Restschuldbefreiung 
und Steuerstraftaten 
 
 
 
 
 
 
28. Juni 2022 
 

 

 
Urteil IV R 4/20: 
Bauabzugsteuer - 
Betriebsausgabenabz
ug des 
Leistungsempfängers 
bei Zahlungen an eine 
inaktive ausländische 
Domizilgesellschaft 
 
 
 
9. Juni 2022 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210166/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210166/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210165/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Haftung der Organgesellschaft für nach Beendigung der Organschaft 
entstandene Steuern 
Die Haftung der Organgesellschaft für Steuern des Organträgers gemäß § 73 AO 
beschränkt sich nicht notwendig auf solche Steuern, die während der Dauer des 
Organschaftsverhältnisses entstanden sind. Die Organgesellschaft kann in dem 
Umfang haften, in dem der Organträger die Umsätze der Organgesellschaft zu 
versteuern hat und Vorsteuerbeträge aus Rechnungen über Leistungsbezüge der 
Organgesellschaft abziehen kann. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt  
Streitig ist, ob eine ehemalige Organgesellschaft nach § 73 der Abgabenordnung 
(AO) auch für die während des Bestehens der Organschaft steuerrechtlich noch 
nicht entstandene Umsatzsteuer in Haftung genommen werden kann. 
Der Kläger wurde mit Beschluss des zuständigen Amtsgerichts (AG) zum 
vorläufigen Insolvenzverwalter über das Vermögen einer GmbH bestellt. Das 
Insolvenzverfahren wurde mit Beschluss des AG eröffnet und der Kläger zum 
Insolvenzverwalter bestellt. 
Die GmbH war zuvor umsatzsteuerlich als Organgesellschaft in das Unternehmen 
der A-GmbH eingegliedert gewesen (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes 
(UStG)). Über das Vermögen der A-GmbH wurde ebenfalls das 
Insolvenzverfahren eröffnet. 
Bei der A-GmbH bestanden im Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung über ihr 
Vermögen Umsatzsteuerrückstände, u.a. aus den Voranmeldungen für März 
2014. Das Finanzamt meldete deswegen im Insolvenzverfahren der GmbH eine 
Haftungsforderung in ebendieser Höhe gemäß § 73 AO wegen rückständiger 
Umsatzsteuer der A-GmbH zur Insolvenztabelle an. Da der Kläger die Forderung 
in vollem Umfang bestritt, erließ das Finanzamt den streitgegenständlichen 
Feststellungsbescheid nach § 251 Abs. 3 AO. 
Nach erfolglosem Einspruch erhob der Kläger Klage und beantragte, den 
Feststellungsbescheid dahingehend zu ändern, dass die Forderung in dem 
Umfang reduziert werde, in dem die Umsatzsteuer für März 2014 betroffen sei. 
Die Klage vor dem Sächsischen Finanzgericht hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Die Finanzbehörde stellt nach § 251 Abs. 3 AO Ansprüche, die sie im 
Insolvenzverfahren aus dem Steuerschuldverhältnis als Insolvenzforderung 
geltend macht, erforderlichenfalls durch schriftlichen Verwaltungsakt fest. Das 
betrifft u.a. den Fall, in dem ein Anspruch aus dem Steuerschuldverhältnis zum 
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens schon begründet, aber noch 
nicht festgesetzt war und der Insolvenzverwalter der zur Tabelle angemeldeten 
Forderung widersprochen hat. Wird der Feststellungsbescheid unanfechtbar, 
beseitigt er den Widerspruch zur Tabelle. 
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Gegenstand der Feststellung ist die Geltendmachung einer Steuerforderung als 
Insolvenzforderung mit dem Ziel ihrer Berücksichtigung bei der Verteilung der 
Insolvenzmasse. Der Verwaltungsakt nach § 251 Abs. 3 AO enthält also zwei 
Feststellungen, und zwar erstens, dass ein Anspruch aus dem 
Steuerschuldverhältnis nach § 37 Abs. 1 AO besteht, und zweitens, dass es sich 
dabei um eine Insolvenzforderung nach § 38 InsO handelt. 
Zu den Ansprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis gemäß § 37 Abs. 1 AO 
gehört auch der Haftungsanspruch. Gemäß § 73 Satz 1 AO haftet eine 
Organgesellschaft für solche Steuern des Organträgers, für welche die 
Organschaft zwischen ihnen steuerlich von Bedeutung ist. 
Steuern des Organträgers, "für welche die Organschaft zwischen ihnen steuerlich 
von Bedeutung ist", liegen demzufolge nach Wortlaut und Systematik von § 73 
AO i.V.m. § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 2 Sätze 1 und 3, § 18 UStG 
grundsätzlich dann vor, wenn der Organträger die Umsätze der Organgesellschaft 
zu versteuern hat und Vorsteuerbeträge aus Rechnungen über Leistungsbezüge 
der Organgesellschaft abziehen kann. Für diese Steuern haftet folglich die 
Organgesellschaft nach § 73 AO. 
Das entspricht auch dem Sinn und Zweck der Regelung. § 73 AO soll die 
steuerlichen Risiken ausgleichen, die mit der Verlagerung der steuerlichen 
Rechtszuständigkeit auf den Organträger verbunden sind. Durch den 
haftungsrechtlichen Zugriff auf das Vermögen der Organgesellschaft sollen bei 
Zahlungsunfähigkeit des Organträgers Steuerausfälle vermieden werden, die 
infolge von Vermögensverlagerungen innerhalb des Organkreises entstehen 
könnten. 
Der BFH folgt damit nicht der im Schrifttum -ohne nähere 
Begründung- vertretenen Auffassung, dass die Haftung der Organgesellschaft für 
Steuern des Organträgers nur solche Steuern umfasst, die während der Dauer 
des Organschaftsverhältnisses entstanden sind. 
Ob eine Insolvenzforderung vorliegt, richtet sich danach, wann der Rechtsgrund 
für den streitigen Anspruch gelegt worden ist. Für die insolvenzrechtliche 
Begründung einer Haftungsforderung kommt es weder auf die zugrunde liegende 
Steuerschuld noch auf den Erlass des Haftungsbescheids an, sondern darauf, ob 
die für die Haftung maßgebliche Handlung bzw. Unterlassung vor Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens begangen wurde. Anknüpfungspunkt für die Haftung nach § 
73 Satz 1 AO ist das Bestehen der Organschaft. 
Unter Anwendung der dargestellten Grundsätze konnte der BFH nicht 
abschließend entscheiden, in welcher Höhe die GmbH als ehemalige 
Organgesellschaft nach § 73 Satz 1 AO haftet. Das Finanzgericht hat -ausgehend 
von seinem Rechtsstandpunkt zutreffend- keine Feststellungen dazu getroffen, in 
welchem Umfang die Umsatzsteuer-Vorauszahlung für März 2014 Steuern des 
Organkreises und nicht originäre Steuern der ehemaligen Organträgerin enthält. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 05. April 2022 (VII R 18/21), veröffentlicht am 08. September 
2022. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Kein steuerlich wirksamer rückwirkender Formwechsel, wenn bei 
Beschlussfassung die Einbringungsvoraussetzungen nicht vorliegen 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210163/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/233506/liability-of-the-controlled-company-arising-after-the-termination-of-an-organschaft/
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Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass der 
(rückwirkende) Formwechsel einer Personen- in eine Kapitalgesellschaft gem. § 
25 Satz 1 i.V.m. § 20 Abs. 1 UmwStG steuerlich ausgeschlossen ist, wenn die 
formzuwechselnde Personengesellschaft im Zeitpunkt des 
Umwandlungsbeschlusses bereits keiner gewerblichen Tätigkeit mehr nachgeht. 
Sachverhalt 
An einer GmbH & Co. KG, welche ihren Gewinn nach der Tonnage gem. § 5a 
Einkommensteuergesetz (EStG) ermittelte, war u.a. eine GbR beteiligt. Die 
Beteiligung an der GmbH & Co. KG war die einzige wesentliche 
Betriebsgrundlage der GbR. Am 17. Dezember 2012 wurde die GbR als OHG in 
das Handelsregister eingetragen. 
Mit Wirkung zum 02. Januar 2013 wurde die Beteiligung an der GmbH & Co. KG 
veräußert. Am 25. Januar 2013 wurde beschlossen, die OHG rückwirkend auf 
den 18. Dezember 2012 steuerlich zu Buchwerten in eine GmbH umzuwandeln. 
Streitig war die Auflösung und Zurechnung eines Unterschiedsbetrags i.S.d. § 5a 
Abs. 4 Satz 1 EStG (Streitjahr 2012). Während das Finanzamt aufgrund des 
Formwechsels eine Auflösung des Unterschiedsbetrags gem. § 5a Abs. 4 Satz 3 
Nr. 3 EStG auf den 18. Dezember 2012 annahm, waren die Kläger der 
Auffassung, dass es aufgrund des buchwertneutralen Formwechsels nicht zu 
einer gewinnerhöhenden Auflösung des Unterschiedsbetrags kommt. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte überwiegend Erfolg 
(siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz im Ergebnis angeschlossen 
und die Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der BFH musste sich zu der bisher nicht entschiedenen Frage, ob auch eine 
formwechselnde Umwandlung einer Personen- in eine Kapitalgesellschaft den 
Tatbestand des § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG auslöst, nicht äußern, da im 
Streitfall kein steuerlich wirksamer (rückwirkender) Formwechsel vollzogen wurde. 
Das ergibt sich nach Auffassung des BFH daraus, dass zum Zeitpunkt des 
Beschlusses über den rückwirkenden Formwechsel am 25. Januar 2013 die 
Voraussetzungen des § 25 Satz 1 i.V.m. § 20 Abs. 1 UmwStG nicht vorlagen. 
Gemäß § 25 Satz 1 i.V.m. § 20 Abs. 1 Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) 
müssen nach Meinung des BFH Mitunternehmeranteile eingebracht werden. Im 
Zeitpunkt des Beschlusses des Formwechsels am 25. Januar 2013 lagen solche 
jedenfalls nicht mehr vor. Das folgt daraus, dass die Anteile an der GmbH & Co. 
KG als einzige wesentliche Betriebsgrundlage zuvor mit Wirkung zum 2.1.2013 
veräußert wurden, was zugleich eine Betriebsveräußerung i.S.d. § 16 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1 EStG darstellt. 
Infolgedessen war die OHG bei Beschlussfassung keine Mitunternehmerschaft 
mehr, sondern nur noch vermögensverwaltend tätig. Eine vermögensverwaltende 
Personengesellschaft stellt jedoch keinen hinreichenden Einbringungsgegenstand 
i.S.d. § 20 Abs. 1 UmwStG dar. 
Auf die von der Vorinstanz in den Vordergrund gestellte und im Schrifttum 
umstrittene Frage, ob die Tatbestandsvoraussetzungen der §§ 20, 21 UmwStG 
bereits zum steuerlichen Rückwirkungszeitpunkt (hier der 18. Dezember 2012) 
vorliegen müssen, kam es im Streitfall nicht an, sodass sich der BFH dazu nicht 
äußern musste. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227345/rueckwirkende-einbringung-in-kapitalgesellschaft-bei-nichtvorliegen-eines-einlagegegenstands/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Fundstelle 
BFH, Urteil vom 21. Februar 2022 (I R 13/19), veröffentlicht am 08. September 
2022. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 

 
 
Neue EU-Steuertransparenzvorschriften für digitale Plattformen sehen zum 1. 
Januar 2023 umfangreiche Melde- und Sorgfaltspflichten vor. Sie verpflichten 
Anbieter digitaler Plattformen, den europäischen Steuerbehörden Informationen 
über Transaktionen ihrer registrierten Verkäufer offenzulegen.  
 
Mit DAC 7 kommt auf die Betreiber digitaler Plattformen damit ein hoher und 
kostenintensiver Verwaltungsaufwand zu. Es ist deshalb jetzt an der Zeit, 
erforderliche Schritte zu unternehmen, um den gesetzlichen Vorgaben 
fristgerecht, vollumfänglich und compliant nachzukommen. Mehr zum Thema 
erfahren Sie hier.  
 
Fragen zum Thema? Kontaktieren Sie uns 
 
Nicole Stumm 
Partnerin, PwC Germany 
Tel.: +49 30 2636-3733 
nicole.stumm@pwc.com 
 
Franz Kirch 
Director, PwC Germany 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250153/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/233512/no-retroactive-change-of-legal-form-effective-for-tax-purposes-if-the-contribution-requirements-are-not-met-when-the-resolution-is-adopted/
https://www.pwc.de/de/steuerberatung/dac-7-setzen-sie-sich-fruehzeitig-mit-der-meldepflicht-auseinander.html
mailto:nicole.stumm@pwc.com
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ZUM SEMINAR 

Tel.: +49 201 4381-120 
franz.kirch@pwc.com 
 
 
Kommission schlägt marktbezogene Notfallmaßnahme zur Senkung der 
Energiekosten vor 
 
Die EU-Kommission schlägt eine Notfallmaßnahme auf den europäischen 
Energiemärkten vor, um den jüngsten dramatischen Preissteigerungen 
entgegenzuwirken und so die Energiekosten der Europäer zu senken. Einen 
Beitrag zur Lösung des Problems unternimmt die Kommission mit Vorschlägen für 
Sondermaßnahmen zur Verringerung der Stromnachfrage, die dazu beitragen 
werden, die Stromkosten für die Verbraucher zu senken, sowie für Maßnahmen 
zur Umverteilung der Überschusserlöse des Energiesektors an die Endkunden. 
 
Mit den geplanten Maßnahmen wird angeknüpft an die bereits vereinbarten 
Maßnahmen zur Gasspeicherung und zur Senkung der Gasnachfrage im Hinblick 
auf den kommenden Winter. Darüber hinaus arbeitet die Kommission weiter 
daran, die Liquidität der Marktteilnehmer zu verbessern, den Gaspreis zu senken 
und die Gestaltung des Strommarkts langfristig zu reformieren. Welche 
Instrumente die Kommission in den Blick genommen hat, erfahren Sie hier. 
 
 
Wege zur Streitbeilegung bei Verrechungspreisprüfungen - Joint Audit, 
Finanzgericht oder Verständigungsverfahren? 
  
In unserem Transfer Pricing Podcast informieren wir Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen und Entwicklungen im Bereich der steuerlichen Verrechnungspreise. 
Experten aus unserem Team stellen Ihnen ausgesuchte Themen vor und 
diskutieren diese mit Gästen. 
 
Mehr dazu finden Sie in unserem Blog Steuern&Recht. 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 21.09. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 
 
 

https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233527/kommission-schlaegt-marktbezogene-notfallmassnahme-zur-senkung-der-energiekosten-vor/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233489/wege-zur-streitbeilegung-bei-verrechungspreispruefungen-joint-audit-finanzgericht-oder-verstaendigungsverfahren/
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E-MAIL SENDEN 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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